
Antworten der FDP Berlin auf die Wahlprüfsteine von WIR.DE Aktive Nachbarn gUG 
zur Abgeordnetenhauswahl 2026 
 
 
Sehr geehrter Herr Savchuk,  
sehr geehrte Damen und Herren,  
 
vielen Dank für Ihre Wahlprüfsteine und für Ihre Arbeit, politische Positionen für die 
russlanddeutsche, russischsprachige und Post-Ost-Community in Berlin transparent 
und vergleichbar zu machen.  
 
Für die Beantwortung Ihrer Fragen haben wir auch Künstliche Intelligenz genutzt. Unsere 
Antworten basieren auf unserem Wahlprogramm für die Abgeordnetenhauswahl 2026 
sowie auf den Beschlüssen der FDP Berlin und wurden durch die Fachsprecherinnen 
und Fachsprecher des Landesvorstands geprüft und überarbeitet. 
 
Gerne beantworten wir Ihre folgenden Fragen.  
 
1. Sauberkeit und öffentlicher Raum  
 
Welche konkreten Maßnahmen plant Ihre Partei, um Sauberkeit und Ordnung im 
öffentlichen Raum zu verbessern? Wie sollen dabei die Arbeit der BSR, die 
Bekämpfung illegaler Müllablagerungen sowie der Umgang mit Konflikten im 
Zusammenhang mit Obdachlosigkeit verbessert werden?  
 
Sauberkeit und Ordnung im öffentlichen Raum gehören für uns zu den grundlegenden 
Aufgaben einer funktionierenden Stadt. Berlin soll eine gepflegte Metropole sein, in der 
Straßen, Plätze, Parks und Grünanlagen von allen Menschen sicher und ohne erhebliche 
Beeinträchtigungen genutzt werden können. Deshalb wollen wir die Zuständigkeiten für 
die Reinigung klarer organisieren. Insbesondere sollen auch jene Grünflächen, für deren 
Reinigung bislang die Bezirke verantwortlich sind, in die Zuständigkeit der BSR 
übergehen. Damit schaffen wir eine einheitliche Verantwortung und vermeiden 
Schnittstellen, an denen Probleme bislang zu lange liegen bleiben. 
 
Zugleich wollen wir die praktische Entsorgungsinfrastruktur verbessern: mehr und 
häufiger geleerte Abfallbehälter in Parkanlagen, verstärkt Unterflursysteme, häufigere 
BSR-Kieztage und eine nach vorheriger Abstimmung gebührenfreie Sperrmüllabholung. 
Illegale Müllablagerungen dürfen nicht als hinzunehmende Begleiterscheinung einer 
Großstadt behandelt werden. Verschmutzungen sollen zügig beseitigt und Verursacher 
konsequent in die Verantwortung genommen werden. Die FDP Berlin hat das Ziel, Berlin 
zur saubersten Metropole Europas zu machen, ausdrücklich beschlossen. 
 



Konflikte im Zusammenhang mit Obdachlosigkeit wollen wir nicht durch Wegsehen 
lösen. Wir setzen auf Housing First als zusätzliches Instrument, auf niedrigschwellige 
Hilfen, medizinische und psychosoziale Unterstützung sowie auf individuelle Wege 
zurück in ein selbstbestimmtes Leben. Für Menschen aus anderen EU-Staaten, für die 
an ihrem Herkunftsort eine tragfähigere Perspektive besteht, wollen wir 
Rückkehrmöglichkeiten unterstützen und einfordern. Gleichzeitig gehört zum Schutz 
des öffentlichen Raums, dass aggressive Störungen, dauerhaft errichtete 
Übernachtungslager oder erhebliche hygienische Beeinträchtigungen nicht einfach 
hingenommen werden. Dafür brauchen Ordnungsämter, Polizei sowie 
Sicherheitsdienste im öffentlichen Nahverkehr ausreichend Personal und eine bessere 
Zusammenarbeit. 
 
Auch präventive Instrumente sind wichtig. Das Parkläufer-Projekt wollen wir verstetigen, 
weil niedrigschwellige Präsenz in Grünanlagen Konflikte frühzeitig entschärfen und die 
Einhaltung gemeinsamer Regeln verbessern kann. Unser Ansatz verbindet deshalb 
konsequente Ordnungspolitik mit konkreter sozialer Hilfe. 
 
2. Innere Sicherheit und Extremismus  
 
Welche Maßnahmen plant Ihre Partei gegen organisierte Kriminalität sowie gegen 
islamistischen Extremismus, Rechts- und Linksextremismus? Welche 
Veränderungen bei Polizei, Prävention und Strafverfolgung halten Sie dafür für 
notwendig?  
 
Sicherheit ist für uns eine Voraussetzung von Freiheit. Politischen und 
weltanschaulichen Extremismus bekämpfen wir unabhängig davon, ob er islamistisch, 
rechts- oder linksextremistisch begründet wird. Entscheidend sind für uns die 
tatsächliche Gefährdung der freiheitlich-demokratischen Grundordnung und konkrete 
Straftaten, nicht parteipolitische Relativierungen. Extremistische Strukturen haben 
ebenso wenig Platz in unserer Gesellschaft wie in Polizei, Verwaltung oder anderen 
staatlichen Institutionen. 
 
Für eine Metropole wie Berlin braucht es zunächst eine leistungsfähige Polizei mit 
moderner technischer Ausstattung, guten Arbeitsbedingungen und deutlich mehr 
sichtbarer Präsenz im öffentlichen Raum. Polizeivollzugsbeamte wollen wir so weit wie 
möglich von Verwaltungsaufgaben entlasten, damit ausgebildete Polizisten tatsächlich 
Polizeiarbeit leisten können. An dauerhaft kriminalitätsbelasteten Orten befürworten wir 
feste Anlaufstellen nach dem Vorbild der Kottiwache. Zugleich müssen Polizeiwachen 
und Feuerwehrstandorte saniert und technisch modernisiert werden. 
 
Organisierte und bandenmäßige Kriminalität verlangt darüber hinaus leistungsfähige 
Ermittlungsstrukturen und eine konsequente Vermögensabschöpfung. An 



kriminalitätsbelasteten Orten soll die Polizei unter rechtsstaatlich klar bestimmten 
Voraussetzungen verdachtsunabhängige Identitätsfeststellungen und Durchsuchungen 
vornehmen können. Zugleich wollen wir die Kriterien für die Einstufung solcher Orte 
gesetzlich nachvollziehbarer machen, regelmäßig evaluieren und wissenschaftlich 
überprüfen. Sicherheitspolitik muss wirksam sein und zugleich rechtsstaatlich 
kontrollierbar bleiben. 
 
Bei Extremismus setzen wir neben konsequenter Strafverfolgung auf 
ursachenorientierte Prävention, Aufklärung, Aussteigerprogramme und eine engere 
Vernetzung staatlicher Stellen mit wirksamen zivilgesellschaftlichen Initiativen. Gerade 
Antisemitismus verlangt besondere Konsequenz. Prävention dagegen wollen wir 
verbindlich in Schulen und Bildungseinrichtungen verankern, jüdische Perspektiven 
stärker einbeziehen und Begegnungsprojekte unterstützen. 
 
Ebenso wichtig ist eine leistungsfähige Justiz. Strafverfahren verlieren einen Teil ihrer 
präventiven Wirkung, wenn zwischen Tat und gerichtlicher Entscheidung Jahre liegen. 
Wir wollen deshalb Polizei, Staatsanwaltschaften und Gerichte so ausstatten und ihre 
Abläufe so modernisieren, dass Verfahren schneller abgeschlossen und rechtskräftige 
Entscheidungen tatsächlich vollzogen werden. 
 
3. Verwaltung, öffentliche Ausgaben und Bauprojekte  
 
Wie möchte Ihre Partei die Kontrolle öffentlicher Ausgaben und die Transparenz bei 
der Vergabe öffentlicher Aufträge verbessern (z. B. vor dem Hintergrund der 
Diskussionen um hohe Kosten für Sicherheitsdienstleistungen in der 
Flüchtlingsunterkunft Tegel)? Welche Maßnahmen planen Sie außerdem, damit 
öffentliche Bau- und Sanierungsprojekte in Berlin schneller umgesetzt werden 
können?  
 
Wir teilen die Erwartung, dass der Staat mit dem Geld der Bürger besonders sorgfältig 
umgehen muss. Gerade dort, wo wegen Krisensituationen, Unterbringung oder 
Sicherheitsanforderungen erhebliche Summen kurzfristig vergeben werden, darf 
Zeitdruck nicht dazu führen, dass wirtschaftliche Kontrolle und parlamentarische 
Transparenz dauerhaft außer Kraft gesetzt werden. 
 
Wir wollen den Berliner Rechnungshof institutionell und personell stärken. Seine 
Prüfungsergebnisse müssen für Haushalts- und Verwaltungsentscheidungen stärker 
berücksichtigt werden. Gleichzeitig wollen wir das Beteiligungsmanagement der 
landeseigenen Unternehmen professionalisieren: mit realistischen wirtschaftlichen 
Zielen, transparenteren Nominierungsverfahren für Führungs- und Aufsichtsfunktionen 
und einem unabhängigen Reporting über die finanzielle Lage. Auch bei landeseigenen 
Unternehmen dürfen Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse nicht vorgeschoben werden, 



um dem demokratischen Entscheidungsprozess notwendige Informationen 
vorzuenthalten. 
 
Bei der öffentlichen Vergabe wollen wir Verfahren vereinfachen, digitalisieren und 
zugleich nachvollziehbarer machen. Das Berliner Vergabegesetz wollen wir abschaffen 
und uns auf die bundes- und europarechtlichen Vergabestandards konzentrieren. 
Zusätzliche Berliner Sonderregeln machen Vergaben nicht automatisch transparenter, 
häufig aber langsamer und teurer. Ausschreibungs- und Vergabeprozesse sollen 
durchgängig digital ablaufen, sodass Verfahrensstände, Unterlagen und Entscheidungen 
besser nachvollziehbar sind. 
 
Die hohen Kosten der Unterbringung von Geflüchteten in Berlin betrachten wir 
grundsätzlich kritisch. In unsrem Wahlprogramm sehen wir deshalb vor, Mietverträge für 
entsprechende Unterkünfte künftig nur kurzfristiger abzuschließen und 
Kostenstrukturen stärker unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten zu überprüfen. 
 
Bei öffentlichen Bau- und Sanierungsprojekten wollen wir vor allem Verantwortlichkeiten 
bündeln und Genehmigungsprozesse beschleunigen. Dazu gehören verbindliche 
Bearbeitungsfristen, digitale Planung und Genehmigung, der Abbau paralleler Prüfungen 
und eine federführende Stelle mit Gesamtverantwortung. Wo rechtlich vertretbar, sollen 
Genehmigungsfiktionen greifen, wenn Behörden gesetzte Fristen nicht einhalten. 
 
Bei großen Infrastrukturprojekten wollen wir außerdem stärker mit 
Generalunternehmermodellen und geeigneten öffentlich-privaten Partnerschaften 
arbeiten und bei Vergaben neben dem Preis auch eine verlässliche und schnelle 
Fertigstellung stärker gewichten. Berlin muss von erfolgreichen Projekten anderer Städte 
lernen, statt jedes Großprojekt mit immer neuen Sonderverfahren zu belasten. 
 
4. Kita, Schule und Vereinbarkeit von Familie und Beruf  
 
Wie möchte Ihre Partei eine verlässliche Betreuung in Kitas und im schulischen 
Ganztag bis mindestens 18:00 Uhr ermöglichen und die Betreuungsangebote so 
gestalten, dass insbesondere eine Vollzeitbeschäftigung für Eltern besser mit dem 
Familienalltag vereinbar ist?  
 
Eine verlässliche Kinderbetreuung ist für uns Bildungs-, Familien- und 
Arbeitsmarktpolitik zugleich. Eltern müssen darauf vertrauen können, dass ein 
zugesagter Betreuungsplatz tatsächlich zur Verfügung steht und dass Betreuungszeiten 
zu einer modernen Arbeitswelt passen. 
 
Wir wollen deshalb dauerhaft ausreichend Kitaplätze und Plätze in der 
Kindertagespflege schaffen und dabei ausdrücklich flexiblere Öffnungszeiten 



ermöglichen. Unser Wahlprogramm geht dabei über eine Betreuung bis 18 Uhr hinaus: 
Für Eltern in Schichtarbeit wollen wir Notfallangebote am Abend, über Nacht und am 
Wochenende sowie sogenannte 24-Stunden-Kitas ermöglichen. Zusätzlich soll der 
Mobile Kinderbetreuungsservice für Eltern mit besonderen Arbeitszeiten – MOKIS – 
deutlich ausgebaut werden. Auch eine staatliche Unterstützung häuslicher Betreuung 
bei besonderen Arbeitszeitmodellen gehört für uns dazu. 
 
Voraussetzung dafür ist ausreichend Personal. Wir wollen den Fachkräftemangel im 
Erziehungsbereich gezielt bekämpfen und den Betreuungsschlüssel verbessern. Freie 
Träger stellen den weit überwiegenden Teil der Berliner Kitaplätze bereit. Sie müssen 
deshalb verlässliche und faire Rahmenbedingungen erhalten. Genehmigungen für neue 
Plätze wollen wir durch ein landesweites Fast-Track-Verfahren beschleunigen. 
 
Auch im schulischen Bereich ist ein verlässlicher Ganztag notwendig. Dafür brauchen 
Schulen ausreichende personelle Reserven. Wir wollen die Personalausstattung in den 
relevanten Positionen der Zumessungsrichtlinie auf 110 Prozent anheben, um 
Unterrichtsausfall zu vermeiden und Vertretungen möglichst fachgerecht 
sicherzustellen. 
 
Unser Ziel ist dabei nicht lediglich eine Verlängerung der institutionellen 
Aufbewahrungszeit. Gute Ganztagsangebote müssen pädagogische Qualität, 
Lernzeiten, Sport, Kultur und Freizeit sinnvoll miteinander verbinden. Verlässlichkeit für 
Eltern und Qualität für Kinder gehören zusammen. 
 
5. Medizinische Versorgung  
 
Viele Berlinerinnen und Berliner warten lange auf Termine bei Fachärztinnen und 
Fachärzten. Welche konkreten Maßnahmen möchte Ihre Partei ergreifen, um die 
ambulante medizinische Versorgung und den Zugang zu Facharztterminen zu 
verbessern?  
 
Lange Wartezeiten auf medizinisch notwendige Termine sind ein reales 
Versorgungsproblem. Unser Leitbild bleibt dabei „ambulant vor stationär“. Medizinische 
Leistungen, die qualitativ ebenso gut ambulant erbracht werden können, sollten nicht 
unnötig Krankenhauskapazitäten beanspruchen. Gleichzeitig müssen ambulante 
Strukturen so leistungsfähig sein, dass dieses Prinzip für Patienten tatsächlich 
funktioniert. 
 
Berlin soll zu einem führenden Standort für sektorenübergreifende 
Gesundheitsversorgung werden. Wir wollen innovative Versorgungsmodelle fördern, die 
ambulante und stationäre Leistungen enger miteinander verzahnen, und rechtssichere 
Kooperationsformen zwischen unterschiedlichen Leistungserbringern ermöglichen. 



Dadurch können Doppeluntersuchungen vermieden, Übergänge zwischen Praxis und 
Krankenhaus verbessert und vorhandene ärztliche Kapazitäten effizienter eingesetzt 
werden. 
 
Ein zentrales Problem ist der Fachkräftemangel. Berlin muss für Ärzte und 
Gesundheitsfachberufe attraktiver werden. Wir wollen deshalb das Ausbildungsangebot 
in Gesundheitsfachberufen ausweiten und Schulgeldfreiheit gewährleisten. Bei 
ausländischen Ärzten wollen wir die Anerkennung von Approbationen deutlich 
beschleunigen; die Bearbeitungszeit soll maximal ein Jahr betragen. 
 
Daneben wollen wir die Digitalisierung im Gesundheitswesen konsequent nutzen. Gute 
digitale Terminsteuerung, telemedizinische Angebote, interoperable Daten und eine 
bessere sektorenübergreifende Kommunikation können Arztzeit freisetzen und Patienten 
schneller zur richtigen Versorgung führen. Gerade bei standardisierten 
Verlaufskontrollen oder fachärztlichen Erstbewertungen kann Telemedizin Wege und 
Wartezeiten verkürzen, ohne den persönlichen Arztkontakt dort zu ersetzen, wo er 
medizinisch erforderlich ist. 
 
Für uns ist entscheidend, vorhandene Kapazitäten besser zu nutzen und zusätzliche 
medizinische Fachkräfte zu gewinnen, statt die Versorgung durch zusätzliche 
administrative Vorgaben weiter zu verknappen. 
 
6. Bezahlbares Wohnen  
 
Wie möchte Ihre Partei dafür sorgen, dass auch Haushalte mit mittleren 
Einkommen in Berlin dauerhaft bezahlbaren und angemessenen Wohnraum finden? 
Welche Rolle sollen dabei Neubau, landeseigene Wohnungsunternehmen und 
sozialer Wohnungsbau spielen?  
 
Der entscheidende Engpass auf dem Berliner Wohnungsmarkt ist das fehlende Angebot. 
Gerade Haushalte mit mittleren Einkommen fallen heute häufig zwischen die Systeme: 
Sie haben keinen Zugang zu stark geförderten Wohnungen, können aber stark 
gestiegene Angebotsmieten ebenso wenig problemlos tragen. Deshalb ist schneller und 
umfangreicher Neubau für uns das wichtigste wohnungspolitische Ziel. 
 
Wir wollen auf zusätzlichen Flächen bauen, neue Stadtquartiere entwickeln, 
Nachverdichtung und Aufstockung erleichtern und Planungs- und 
Genehmigungsverfahren vollständig digitalisieren und beschleunigen. 
Typenbaugenehmigungen, weniger unnötige Bauvorschriften und verlässliche 
Bebauungsregeln sollen Kosten senken. Auch die Randbebauung des Tempelhofer 
Feldes wollen wir beginnen. Dabei streben wir eine „Berliner Mischung“ aus 
unterschiedlichen Einkommensgruppen sowie aus Miet- und Eigentumswohnungen an. 



 
Eine besondere Rolle spielen für uns auch die landeseigenen 
Wohnungsbaugesellschaften – allerdings nicht als Instrument zur immer weiteren 
Verstaatlichung des Berliner Wohnungsmarktes. Sie sollen auf landeseigenen 
Grundstücken zusätzliche Wohnungen in einfachen, nachhaltigen Standards und 
modularer Bauweise errichten. Gleichzeitig wollen wir dort ein Mietkaufmodell 
ermöglichen und Mietern Perspektiven zum Erwerb ihrer bisherigen Wohnung oder zur 
genossenschaftlichen Übernahme eines Hauses eröffnen. 
 
Beim sozialen Wohnungsbau setzen wir langfristig stärker auf Subjekt- statt 
Objektförderung. Aus unserer Sicht ist es zielgenauer, Menschen mit tatsächlichem 
Unterstützungsbedarf über ein ausreichend ausgestattetes Wohngeld zu unterstützen, 
als Wohnungen dauerhaft unabhängig von der späteren Einkommensentwicklung ihrer 
Bewohner zu subventionieren. Fehlbelegungen im geförderten Bestand wollen wir 
deshalb reduzieren. 
 
Wir unterscheiden uns damit von Ansätzen, die vor allem auf zusätzliche Regulierung 
der Bestände setzen. Mietendeckel, Enteignungen oder immer neue Register schaffen 
keine zusätzliche Wohnung. Berlin braucht vielmehr mehr Angebot, niedrigere 
Baukosten, geringere Mietnebenkosten und mehr Möglichkeiten zur Eigentumsbildung. 
Gerade für mittlere Einkommen ist dieser breitere Ansatz entscheidend. 
 
7. Qualität der schulischen Bildung  
 
Berliner Schülerinnen und Schüler erzielen bei Leistungsvergleichen häufig 
Ergebnisse unter dem Bundesdurchschnitt (unter anderem zeigen die VERA3-Tests 
deutliche Herausforderungen bei den Grundkompetenzen). Welche konkreten 
Maßnahmen möchte Ihre Partei in der kommenden Legislaturperiode ergreifen, um 
die Bildungsqualität messbar zu verbessern und den Abstand zu erfolgreicheren 
Bundesländern zu verringern?  
 
Die Verbesserung der Bildungsqualität gehört für uns zu den zentralen Aufgaben der 
kommenden Legislaturperiode. Unser Anspruch ist, dass die Berliner Schulinfrastruktur 
und Bildungsqualität mindestens im oberen Drittel der Bundesländer liegen. 
 
Der erste Schwerpunkt sind die Grundkompetenzen. Wir wollen im Jahr vor der 
Einschulung ein qualifizierendes Schulvorbereitungsjahr in den Kitas einführen. 
Verbindliche Sprachstandserhebungen im Alter von drei bis vier Jahren müssen 
tatsächlich alle Kinder erreichen. Sprachförderung soll in jeder Kita vom ersten Tag an 
stattfinden und sich an den tatsächlichen Bedarfen orientieren. Kinder mit 
unzureichenden Deutschkenntnissen sollen zusätzliche Förderung erhalten. 
 



In den Schulen setzen wir auf mehr Verantwortung und zugleich auf klare 
Qualitätsmessung. Schulen sollen größere Personal- und Budgetautonomie erhalten, 
Schulleitungen aber auch anhand der Entwicklung ihrer Schule beurteilt werden. 
Regelmäßige, belastbare Leistungserhebungen verstehen wir nicht als 
Misstrauensinstrument, sondern als Voraussetzung dafür, Förderbedarf früh zu 
erkennen und erfolgreiche Konzepte sichtbar zu machen. 
 
Wir wollen die Personalausstattung auf 110 Prozent anheben, damit Unterrichtsausfall 
nicht länger strukturell eingeplant wird. Lehrkräfte sollen durch Verwaltungspersonal 
und multiprofessionelle Teams entlastet werden. Verpflichtende, bedarfsgerechte 
Fortbildungen sollen pädagogische Qualität kontinuierlich sichern. Gleichzeitig wollen 
wir die Lehrerausbildung praxisnäher machen: Studenten sollen vom Beginn ihres 
Studiums an regelmäßig in Schulen arbeiten; langfristig wollen wir 
Lehramtsstudiengänge dual organisieren. 
 
Mit einer Exzellenzinitiative wollen wir zehn Prozent der Berliner Schulen zu 
Leuchtturmschulen entwickeln. Sie sollen neue didaktische Konzepte erproben, Best 
Practices verbreiten und als Lehrschulen für die Ausbildung dienen. 
Leuchtturmgrundschulen sollen in allen Ortsteilen entstehen. Erfolgreiche Schulen 
müssen anderen Schulen als systematische Lernpartner dienen können. 
 
Auch die Schulentwicklungsplanung muss stärker datenbasiert erfolgen. Platzbedarfe, 
Schülerzahlen, Lernergebnisse, Unterrichtsausfall und personelle Ressourcen müssen 
so transparent erfasst werden, dass Politik früh eingreifen kann. Unser Maßstab ist 
nicht, ob eine Reform administrativ umgesetzt wurde, sondern ob sich die 
Lernleistungen der Schüler nachweislich verbessern. 
 
8. Schutz vor sommerlicher Hitze  
 
Welche konkreten Maßnahmen plant Ihre Partei, um Berlinerinnen und Berliner 
besser vor gesundheitlichen Folgen zunehmender sommerlicher Hitze zu schützen, 
insbesondere in Schulen, Kitas, Pflegeeinrichtungen und Wohnungen?  
 
Klimaanpassung ist für uns neben der Begrenzung des Klimawandels eine eigenständige 
politische Aufgabe. Wir setzen deshalb ausdrücklich auf Maßnahmen zur 
Stadtdurchlüftung und Verschattung, ein verbessertes Wassermanagement, die 
Vorbereitung auf Extremwetterereignisse, Gesundheitsvorsorge und ein regelmäßiges 
Monitoring der Klimaveränderungen. 
 
Dabei wollen wir die vorhandene Stadtstruktur intelligent weiterentwickeln. 
Stadtbäume, Grünflächen, Biotope und geeignete Bepflanzungen tragen zur Kühlung 
bei. Regenwasser soll stärker vor Ort gespeichert und genutzt werden. Pilotgebiete für 



modernes Regenwassermanagement sollen zeigen, welche Lösungen unter Berliner 
Bedingungen besonders wirksam sind. Eine klimafeste Stadt braucht nicht nur mehr 
Grün, sondern auch ausreichende Durchlüftung, Verschattung und eine 
vorausschauende Gebäudeplanung. 
 
Bei Schulen, Kitas, Krankenhäusern und Pflegeeinrichtungen muss der Schutz 
besonders vulnerabler Menschen Vorrang haben. Dazu gehören wirksame 
außenliegende Verschattung, geeignete Begrünung, baulicher Wärmeschutz, Lüftungs- 
und – wo erforderlich – technische Kühllösungen. Gerade bei ohnehin anstehenden 
Sanierungen müssen Maßnahmen zum sommerlichen Wärmeschutz von Beginn an 
mitgedacht werden. 
 
Für Wohnungen setzen wir auf technologieoffene und wirtschaftlich tragfähige 
Lösungen. Der Schutz vor Hitze darf nicht über immer neue pauschale Vorgaben 
organisiert werden, die Sanierungen oder Neubauten weiter verteuern. Entscheidend 
sind funktionierende Standards, schnelle Genehmigungen und die Möglichkeit, je nach 
Gebäude die technisch und wirtschaftlich sinnvollste Lösung einzusetzen. 
 
9. Integration und gesellschaftliche Teilhabe  
 
Welche Maßnahmen hält Ihre Partei für besonders wichtig, um die Integration und 
gesellschaftliche Teilhabe von Menschen mit Migrationsgeschichte in Berlin zu 
verbessern – insbesondere in den Bereichen Sprache, Bildung und Arbeitsmarkt? 
Welche spezifischen Unterstützungsmaßnahmen sieht Ihre Partei dabei für 
einzelne Gruppen mit besonderer historischer und gesellschaftlicher Situation vor, 
beispielsweise für Russlanddeutsche und Spätaussiedler?  
 
Berlin ist und bleibt eine Einwanderungsstadt. Für uns gehören Offenheit und klare 
Erwartungen zusammen. Wer nach Berlin kommt und hier sein Leben aufbauen will, soll 
echte Chancen auf Bildung, Arbeit, gesellschaftliche Teilhabe und – bei Vorliegen der 
Voraussetzungen – Einbürgerung erhalten. Zugleich erwarten wir die Anerkennung 
unserer freiheitlich-demokratischen Grundordnung, Gleichberechtigung und den 
Respekt vor unterschiedlichen Lebensweisen und religiöser Vielfalt. 
 
Der wichtigste Schlüssel ist die deutsche Sprache. Deshalb setzen wir bereits in Kita 
und Schule auf frühzeitige und verbindliche Sprachförderung. Für Erwachsene müssen 
Sprach- und Integrationsangebote schnell erreichbar und eng mit Ausbildung und 
Erwerbsarbeit verbunden sein. In der beruflichen Bildung wollen wir zusätzliche 
Deutschkurse an Berufsschulen ermöglichen. Gerade bei Menschen, die bereits 
berufliche Qualifikationen mitbringen, dürfen Sprachförderung und Erwerbstätigkeit 
nicht künstlich nacheinander organisiert werden, wenn beides parallel möglich ist. 
 



Ein zweiter Schwerpunkt ist die schnellere Anerkennung ausländischer Qualifikationen. 
Gleichwertige schulische und berufliche Abschlüsse wollen wir schneller, 
unbürokratischer und bundesweit vergleichbarer anerkennen. Wo formale Unterlagen 
allein das tatsächliche berufliche Können nicht angemessen abbilden, wollen wir 
stärker mit Wissens- und Kompetenzprüfungen arbeiten, statt Menschen bereits 
absolvierte Ausbildungswege vollständig wiederholen zu lassen. 
 
Der dritte Schwerpunkt ist der Arbeitsmarkt. Erwerbsarbeit schafft nicht nur 
wirtschaftliche Eigenständigkeit, sondern fördert Sprachpraxis, Kontakte und 
gesellschaftliche Teilhabe. Deshalb wollen wir insbesondere die Erwerbsintegration von 
Frauen stärken, den Business Immigration Service verbessern und die Vernetzung der 
Berliner Wirtschaft mit Unternehmern mit Migrationsgeschichte intensivieren. 
 
Bei Gruppen mit einer besonderen historischen Erfahrung halten wir 
zielgruppengerechte Ansprache und die Zusammenarbeit mit etablierten 
zivilgesellschaftlichen Organisationen für sinnvoll. Russlanddeutsche und 
Spätaussiedler verfügen über eine eigene Migrations- und Familiengeschichte, die sich 
nicht sinnvoll unter einem einzigen allgemeinen Integrationsbegriff auflösen lässt. 
Gleichzeitig ist für uns entscheidend, Menschen nicht dauerhaft auf ihre Herkunft 
festzulegen. Gute Integrationspolitik verbindet das Bewusstsein für unterschiedliche 
Biografien mit dem Ziel gleicher individueller Chancen und voller gesellschaftlicher 
Teilhabe. 
 
Gerade gegenüber russischstämmigen Berlinern gilt zudem: Die Politik des russischen 
Staates darf niemals zum Anlass für pauschale Zuschreibungen gegenüber Menschen in 
Deutschland werden. Die FDP Berlin hat bereits nach Beginn des russischen 
Angriffskrieges ausdrücklich klargestellt, dass sie jeder Form rassistischer Anfeindung 
russischstämmiger Berliner entgegentritt. 
 
10. Politische und institutionelle Vertretung der Russlanddeutschen  
 
Setzt sich Ihre Partei dafür ein, die Funktion der Ansprechperson für Deutsche aus 
Russland, Aussiedler und Vertriebene im Land Berlin auch nach der Wahl dauerhaft 
zu erhalten und mit ausreichenden Haushaltsmitteln auszustatten? Wie sollte 
diese Funktion künftig mit zivilgesellschaftlichen Organisationen und der 
russlanddeutschen Community in Berlin zusammenarbeiten?  
 
Wir halten es für wichtig, dass Deutsche aus Russland, Aussiedler und Vertriebene im 
Land Berlin einen verlässlichen institutionellen Ansprechpartner haben und ihre 
besonderen historischen Erfahrungen sowie aktuelle Anliegen in Politik und Verwaltung 
Gehör finden. 
 



Für uns ist entscheidend, dass diese Ansprechstruktur dauerhaft verlässlich, gut 
erreichbar und innerhalb der Berliner Verwaltung wirksam aufgestellt ist. Sie muss 
kontinuierlich mit der Community zusammenarbeiten und über die notwendigen 
Möglichkeiten verfügen, Anliegen nicht lediglich entgegenzunehmen, sondern sie auch 
an die jeweils zuständigen Stellen weiterzutragen und deren Bearbeitung zu begleiten. 
 
Eine erfolgreiche Zusammenarbeit sollte aus unserer Sicht regelmäßig und strukturiert 
erfolgen. Dazu gehören feste Austauschformate mit Vereinen, Bildungs- und 
Kulturträgern, sozialen Organisationen und weiteren Akteuren der russlanddeutschen 
Community. Die Ansprechstruktur sollte nicht erst reagieren, wenn Konflikte entstehen, 
sondern frühzeitig Rückmeldungen aus der Zivilgesellschaft aufnehmen und bei 
integrations-, sozial-, bildungs- und erinnerungspolitischen Fragen als Schnittstelle zur 
Verwaltung wirken. 
 
Bei der Finanzierung gilt für uns derselbe Maßstab wie für andere öffentliche Aufgaben: 
Haushaltsmittel müssen sich an einem klaren Auftrag und nachweisbarer Wirkung 
orientieren. Eine dauerhaft eingerichtete Funktion muss deshalb auch so ausgestattet 
sein, dass sie ihren definierten Auftrag erfüllen kann. Gleichzeitig wollen wir vermeiden, 
dass institutionelle Vertretung in symbolischen Strukturen endet, die zwar einen Titel 
besitzen, aber kaum praktische Handlungsmöglichkeiten haben. 
 
Besonders wertvoll ist aus unserer Sicht die Zusammenarbeit mit selbstorganisierten 
zivilgesellschaftlichen Strukturen. Sie verfügen über Vertrauen, Sprachkenntnisse, 
kulturelle Erfahrung und häufig über Zugänge zu Menschen, die klassische staatliche 
Kommunikation nur begrenzt erreicht. Eine staatliche Ansprechstruktur sollte diese 
Arbeit nicht ersetzen, sondern als verlässlicher Partner unterstützen, Vernetzung 
erleichtern und den direkten Austausch mit Politik und Verwaltung ermöglichen. 
 
Vielen Dank für Ihre Anfrage und für die Möglichkeit, unsere Positionen ausführlich 
darzustellen. Wir schätzen den Beitrag, den WIR.DE Aktive Nachbarn und zahlreiche 
weitere zivilgesellschaftliche Organisationen für politische Bildung, gesellschaftliche 
Teilhabe und den demokratischen Dialog in Berlin leisten. 
 
Für einen weiteren persönlichen Austausch zu den angesprochenen Themen stehen wir 
Ihnen sehr gern zur Verfügung. Fragen und Antworten zu diesem Wahlprüfstein werden 
wir auch auf unserer Website veröffentlichen.  
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
Christoph Meyer 
Landesvorsitzender und Spitzenkandidat der FDP Berlin 


